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Nr. 2019-04-01 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

Bezirksregierung Köln 50667 Köln, 04.04.2019 
Dezernat 33  Zeughausstraße 2-10 
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung-  Telefon: 0221 / 147-2033 
 
Flurbereinigung Gangelt II 
Az.: 33.45 -5 09 04- 
 
 

Ladung zur Offenlage und Anhörung  
über die Ergebnisse der Wertermittlung  

gemäß § 32 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) 
 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Gangelt II werden die Beteiligten zu zwei ver-
schiedenen Terminen geladen: 

 
I.  Offenlage der Ergebnisse der Wertermittlung 

II.  Anhörungstermin zu den Ergebnissen der Wertermittlung 

 

 
Beteiligte des Flurbereinigungsverfahrens sind gemäß § 10 Flurbereinigungs-
gesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2794) die Teilnehmer, d.h. die Grundstückseigentümer und Erb-
bauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke 
und die Nebenbeteiligten. 
 
Als Nebenbeteiligte sind gemäß § 10 Nr. 2 FlurbG am Flurbereinigungsverfah-
ren beteiligt: 

 
a)  Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 

Flurbereinigungsverfahren betroffen werden; 

 
b)  andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-

schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG)  
oder deren Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 FlurbG); 

 
c)  Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsge-

biet räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beein-
flusst wird; 



 
d)  Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 

Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von persönli-
chen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke 
berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 

 
e)  Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum 

Eintritt des neuen Rechtszustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG); 

 
f)  Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstü-

cken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosen 
auferlegt wird (§§ 42 Abs. 3 und 106 FlurbG) oder die zur Errichtung fes-
ter Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwir-
ken haben (§ 56 FlurbG). 

 

 
I.  Ladung zur Offenlage der Ergebnisse der Wertermittlung 

 
Für die Flurbereinigung Gangelt II liegen die Nachweise über die Ergebnisse 
der Wertermittlung für die dem Flurbereinigungsverfahren unterliegenden 
Grundstücke (Stand: 3. Änderungsbeschluss vom 22.10.2018) vor. 

 
Die Teilnehmer des Flurbereinigungsverfahrens erhalten den Flurstücksnach-
weis -Alter Bestand-. In diesem ist der Grundbesitz aufgeführt, den die Teil-
nehmer in das Flurbereinigungsverfahren einbringen. Hier sind die Ergebnisse 
der Wertermittlung nach Wertklassen und Wertverhältniszahl als Kennzahlen 
für Grundstücksqualität und Bodengüte nachgewiesen. Der Flurstücksnach-
weis -Alter Bestand- wird Bestandteil des Flurbereinigungsplanes. 
Die Nebenbeteiligten erhalten einen Nebenbeteiligtennachweis, der die o.g. 
Rechte beinhaltet. 

 
Die Ergebnisse der Wertermittlung sind Grundlage für die Berechnung des Ab-
findungsanspruches der Beteiligten und damit Grundlage für den Flurbereini-
gungsplan. Die Nachweise (Wertermittlungsreinkarte, Teilnehmernachweis, 
Flurstücksnachweis -Alter Bestand-, Nebenbeteiligtennachweis) über die Er-
gebnisse der Wertermittlung liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten offen. 

 
Zur Erteilung von Auskünften über die vorgenommene Bewertung der Grund-
stücke (§ 32 FlurbG) stehen Bedienstete der Bezirksregierung Köln 

 
im Rathaus der Gemeinde Gangelt 

Burgstraße 10, 52538 Gangelt 
Raum 217/219 

von Dienstag, dem 14.05.2019 bis Donnerstag, dem 16.05.2019  
sowie von Montag, dem 20.05.2019 bis Mittwoch, dem 22.05.2019  

jeweils in der Zeit von  



9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

 
zur Verfügung.  
 
Hinweis:  Die Beteiligten erhalten eine schriftliche Einladung. Sie werden gebeten 

die Auslegungstermine so, wie im Einladungsschreiben vorgegeben, wahr-
zunehmen. 

 

 
II. Ladung zum Anhörungstermin zu den Wertermittlungsergebnissen 

 
In diesem Termin können Einwendungen gegen die Ergebnisse der Werter-
mittlung vorgebracht werden. Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem 
Termin nur allgemeine Erläuterungen zu der im Flurbereinigungsverfahren 
Gangelt II durchgeführten Bewertung und keine Auskünfte über die Bewertung 
der einzelnen Grundstücke gegeben werden (hierfür sind die unter I. aufgeführ-
ten Termine zur Offenlage vorgesehen). Der Anhörungstermin findet statt 

 
Donnerstag, 23. Mai 2019 um 11.00 Uhr 

 
im Rathaus der Gemeinde Gangelt 

Burgstraße 10, 52538 Gangelt 
Raum 217/219 

 
Der Termin wird nach einer Stunde beendet sein. 
 

 
Sollten Beteiligte ihre Einwendungen nicht im Anhörungstermin vorbringen 
wollen, so können diese bis spätestens 11.06.2019 schriftlich der Bezirksregie-
rung Köln, Dezernat 33, 50606 Köln, unter Angabe des Aktenzeichens  
33.45 -5 09 04- und der Ordnungs-Nr.  oder Bezeichnung des betroffenen 
Grundstückes mitgeteilt werden. 

 
Beteiligte, die mit den Ergebnissen der Wertermittlung einverstanden 
sind, brauchen diesen Anhörungstermin nicht wahrzunehmen. 

 

 
Allgemeine Hinweise 

 
1. Beteiligte, die an der Wahrnehmung der Termine verhindert sind, können 

sich durch eine bevollmächtigte Person vertreten lassen. Vollmachtsvordru-
cke können bei der Bezirksregierung Köln fernmündlich unter oben ange-
gebener Rufnummer angefordert werden. Die Beglaubigung der Unterschrift 
erfolgt durch jede zur amtlichen Beglaubigung von Unterschriften befugten 
Behörde (dies sind in der Regel Stadt- und Gemeindeverwaltungen) kos-
tenfrei (§ 108 FlurbG). 



 
2. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass keine Kosten erstattet wer-

den können, die den Beteiligten durch die Wahrnehmung der Termine ent-
stehen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
gez. Pils,  RVR‘in 
 
 
 
Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Flurbereinigungs-
verfahren finden Sie unter: 

 
https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/d
atenschutzhinweise.pdf   
 
 
 
Der vorstehende Bekanntmachungstext „Ladung zur Offenlage und Anhörung über 
die Ergebnisse der Wertermittlung gemäß § 32 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)“ 
wird zusätzlich auf der nachfolgend aufgeführten Internetseite der Bezirksregierung 
Köln veröffentlicht:  
 
https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/gangelt_zwei/inde
x.html   

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/datenschutzhinweise.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/datenschutzhinweise.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/gangelt_zwei/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/gangelt_zwei/index.html


Ordnungsbehördliche Verordnung 
über die Freigabe verkaufsoffener Sonntage im Jahre 2019 

 
 
Aufgrund des § 6 Absätze 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 
(GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 
208) und der §§ 25 ff. des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz – OBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528/SGV. NRW. 2060), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 08. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765, 
ber. S. 793), sowie § 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), in der z. Zt. gültigen Fassung, wird von der 
Gemeinde Gangelt als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Gemeinde Gangelt vom 26. März 2019 folgende Ordnungsbehördliche Verordnung 
erlassen:  
 

§ 1 
 

1. Anlässlich des Feuerwehrfestes in Birgden dürfen im Ortsteil Birgden die 
Verkaufsstellen in den nachfolgend genannten Straßen am  Sonntag, dem 19. 
Mai 2019, in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr für den Verkauf geöffnet 
sein: 
 
- Großer Pley, 
- Bahnhofstraße, 
- Kreuzstraße. 
 

. 
 
 

§ 2 
 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 
Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten mit einer Geldbuße bis zu 5000,00 € geahndet werden. 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Verordnung mit dem 
Ratsbeschluss vom 26. März 2019 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 
der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) beim Zustandekommen dieser Ordnungsbehördlichen Verordnung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn:  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) diese Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Beschluss über den Erlass der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
  
 
Gangelt, den 27. März 2019 
 
Gemeinde Gangelt 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Tholen 
 
(Tholen) 



Anlage 5 (zu § 19 Abs. 1 EuWO) 

 

 

 
 

Bekanntmachung 
 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 
 
 

1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Parlament für 
  

 wird in der Zeit vom 6. Mai 2019 bis 10. Mai 2019 während der allgemeinen Öffnungszeiten, Gemeinde 
Gangelt, Rathaus, Zimmer 104, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte 
kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 
überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen 
sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk 
gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 3) 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 6. Mai 2019 bis zum 
10. Mai 2019, spätestens am 10. Mai 2019 bis 12.30 Uhr, bei der Gemeindebehörde Gangelt, Burgstraße 10, 
52538 Gangelt, Rathaus, Zimmer 104, Einspruch einlegen. 

 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 5. Mai 2019 
eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in dem Kreis Heinsberg 
 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Kreises  
 oder  
 durch Briefwahl teilnehmen. 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1  ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

5.2  ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 
der Europawahlordnung bis zum 5. Mai 2019 

oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis zum 
10. Mai 2019 versäumt hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 17 
Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung oder der 
Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
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 die Gemeinde x die Wahlbezirke der Gemeinde 
Gangelt  



Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 24. Mai 2019, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden.  

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt 
werden. 

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stel-
len. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel, 

- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 

- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbrief-
umschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berech-
tigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird 
und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmäch-
tigte Person auszuweisen. 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von  der Deutschen Post AG   unentgeltlich befördert.  

Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Ort, Datum 
 

Gangelt, den 02. April 2019 

 Die Gemeindebehörde, Der Bürgermeister 
 

gez. Tholen 

 
 
 
 

 
1) Wenn andere Zeiten bestimmt sind, diese angeben.  
2) Für jeden Ort der Einsichtnahme ist anzugeben, ob er barrierefrei oder nicht barrierefrei ist. Wenn mehrere Einsichtsstellen eingerichtet sind, diese und die ihnen zugeteilten Ortsteile 

oder dgl. oder die Nummern der Wahlbezirke angeben. 
3) Nichtzutreffendes bitte streichen. 
4) Gemäß § 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 36 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes amtlich bekannt gemachtes Postunternehmen einsetzen. 



 1 

 

Öffentliche Bekanntmachung des 
 Gesamtschulzweckverbandes Gangelt-Selfkant 

 
 

 

 

Haushaltssatzung des Gesamtschulzweckverbandes Gangelt-Selfkant für das 
Haushaltsjahr 2019 
 

Aufgrund der §§ 78 und 92 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 15. Februar 2005 (GV.NRW.S.102/SGV.NRW.223) in 

Verbindung mit §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), der §§ 

18 und 19 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 (GV.NRW.S.621/SGV.NRW.202) und der Satzung 

des Real-, Gesamt- und Hauptschulzweckverbandes Gangelt-Selfkant, alle in der zur Zeit 

geltenden Fassung, hat die Schulverbandsversammlung mit Beschluss vom 03. Dezember 

2018 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 der die für die Erfüllung der Aufgaben des 

Gesamtschulzweckverbandes Gangelt-Selfkant voraussichtlich erzielbaren Erträge und 

entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 

Auszahlungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

 

 

im Ergebnisplan mit  

 dem Gesamtbetrag der Erträge auf 2.900.100 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  2.900.100 EUR 

 

 

im Finanzplan mit  

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

auf 

 

2.976.000 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

auf 

 

2.578.100 EUR 

   

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 

    

0 EUR 

204.200 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 129.500 EUR 

 

festgeset 
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§ 2 
 

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 

 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

 

§ 4 
 

Die Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 

 

 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 

dürfen, wird auf 250.000 EUR festgesetzt. 

 

 

§ 6 
 

Die Schulverbandsumlage wird auf              2.737.100 EUR 

festgesetzt und von den beteiligten Gemeinden wie folgt aufgebracht: 

 

von der Gemeinde Gangelt               1.429.243 EUR 

von der Gemeinde Selfkant               1.307.857 EUR 

 

§ 7 
 

Die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts entfällt. 

 

 

§ 8 
 

Die nachfolgenden Aufwands- und Auszahlungsarten werden zu jeweils einem Budget 

verbunden: 

 

Sachkonten 501200/701200, 502200/702200, 503200/703200, 504100/704100, 

541200/741200, 

 

Sachkonten 521100/721100, 521500/721500, 524150/724100 

 

Sachkonten 524100/724100, 524110/724110, 524120/724120, 524130/724130, 

524140/724140, 525100/725100, 529100/729100,  544600/744600 

 

Sachkonten  525500/725500, 527100/727100,       543100/743100,    543110/743100, 

543120/743100, 543130/743100 

 

Sachkonten 783100 und 783200 



 3 

 
Bekanntmachung 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 

 

Sie wird bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 96 Abs. 2 

Gemeindeordnung NRW im Rathaus, Zimmer 208/209 während der Dienststunden, 

 

vormittags: 
 

montags bis freitags von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr, 

 

nachmittags: 

 

dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und 

donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 

 

zur Einsichtnahme verfügbar gehalten.  

 

 

Die nach §§ 18 (1) und 19 (2) des Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 

erforderliche Genehmigung zu der Festsetzung im § 6 der Satzung ist von der 

Bezirksregierung Köln  mit Verfügung vom  26.03.2019 erteilt worden.  

 

Gleichzeitig wird gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung NRW darauf hingewiesen, dass die 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen die vorstehende 

Haushaltssatzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden. 

c) der Vorsteher hat den Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 

worden, die den Mangel ergibt. 
 

 

 

 

52538 Gangelt, den 04. April 2019             

          Der Vorsitzende 

 
 

 Corsten                  



 

Satzung 

über die Ablösung von Stellplätzen in der Gemeinde Gangelt  

                                                 vom 04.04.2019 

 

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 26. März 2019 aufgrund des § 7 der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. NRW. S. 666) und der §§ 48 Abs. 3 Satz 2 Nr. 8, 89 

Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 21. Juli 

2018 (GV. NRW. S. 421), alle in der zur Zeit geltenden Fassung,  folgende Satzung 

beschlossen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen  (§ 48 Abs. 1 BauO NRW) nicht oder nur 

unter großen Schwierigkeiten möglich, so kann die Bauaufsichtsbehörde unter Bestimmung der Zahl 

der notwendigen Stellplätze im Einvernehmen mit der Gemeinde Gangelt auf die Herstellung von 

Stellplätzen verzichten, wenn die zur Herstellung Verpflichteten an die Gemeinde Gangelt einen 

Geldbetrag nach Maßgabe dieser Satzung zahlen. Die Verwendung der Geldbeträge richtet sich nach 

§ 48 Abs. 4 BauO NRW. 

 

§ 2 

Festsetzung der Gebietszonen 

In der Gemeinde Gangelt werden folgende Gebietszonen nach § 48 Abs. 3 BauO NRW 

festgelegt: 

- Gebietszone I -Gangelt, ausgenommen Wallstraße, Heinsberger Straße, Sittarder 

Straße 1 – 36, Frankenstraße 1 – 3, Katharina-Kasper-Straße, 

Bruchstraße 9, 11 – 30, Kirchstraße, Freihof, Markt, Burgstraße 1 -4. 

-Birgden 

- Gebietszone II -(alle übrigen Ortschaften)  
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§ 3 

Festlegung der Höhe des Geldbetrages je Stellplatz 

Unter Zugrundelegung des Vomhundertsatzes von 80 % der durchschnittlichen 

Herstellungskosten einschließlich der Kosten des Grunderwerbs wird der Geldbetrag 

zur Ablösung der Stellplatzpflicht je Stellplatz 

in der Gebietszone I auf 4.000,00 €, 

in der Gebietszone II auf 3.500,00 € 

festgesetzt. Der zur Ablösung Verpflichtete erhält hierzu einen schriftlichen Bescheid.   

 

§ 4 

Verwendung des Geldbetrages 

Die Geldbeträge sind gemäß § 48 Abs. 4 BauO NRW zweckgebunden und für die Herstellung 

zusätzlicher Parkeinrichtungen im Gemeindegebiet, für investive Maßnahmen zur 

Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs oder für investive Maßnahmen zur 

Verbesserung des Fahrradverkehrs zu verwenden. Die vorgenannten Maßnahmen können 

im gesamten Gemeindegebiet umgesetzt werden.   

 

§ 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Satzung der Gemeinde  

Gangelt über die Festlegung der Gebietszonen und der Höhe des Geldbetrages nach § 51 

BauO NRW vom 27.10.1998, zuletzt geändert durch Satzung vom 16.10.2015, tritt außer 

Kraft. 

 

 

 

 

 

 
 

 



 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende  Satzung über die Ablösung von Stellplätzen der Gemeinde Gangelt wird hiermit 

öffentlich bekannt gemacht.  

 

Es wird gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 

gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Gangelt vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

Gangelt, den 04.04.2019 

 

Der Bürgermeister 

 

 



 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  
58. Änderung des Flächennutzungsplanes und gleichzeitige Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
75 „Erweiterung Biogasanlage Schümm“ in Breberen im Parallelverfahren; 
hier: 1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
2. Vorgezogene Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
 
Zu 1.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 beschlossen, den 
Flächennutzungsplan in seiner 58. Änderung zu ändern. Gleichzeitig wurde die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 75 „Erweiterung Biogasanlage Schümm“ im Parallelverfahren beschlossen.   
 
Im Osten der Ortslage Schümm befindet sich eine bestehende Biogasanlage. Um die Anlage an die 
aktuellen Gegebenheiten des Strommarktes anzupassen, beabsichtigt der Betreiber die Anlage so zu 
optimieren bzw. zu erweitern, dass ein flexibler Betrieb realisiert werden kann.  
Ein flexibler Betrieb eröffnet die Möglichkeit, weitere 10 Jahre, nach Auslaufen der bestehenden 
Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, über das Ausschreibungsmodell am Strommarkt 
teilzunehmen. Ziel der Planung ist zunächst die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Erweiterung einer Biogasanlage durch Aufstellung einer Flächennutzungsplanänderung und eines 
Bebauungsplanes. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 58. Flächennutzungsplanänderung umfasst Flächen im Osten der 
Ortslage Schümm. Es umfasst die Grundstücke Gemarkung Breberen-Schümm, Flur 10, Flurstück 142 
sowie Teilflächen der Flurstücke 136 und 141 mit einer gesamten Fläche von 1,4 ha. Der räumliche 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 75 umfasst die Flächen in der Gemarkung Breberen-
Schümm, Flur 10, Flurstück 142 sowie eine Teilfläche des Flurstücks 141 und damit eine Fläche von 1,3 
ha. 
 
Das Plangebiet ist im nachstehenden Kartenauszug (DGK5) durch eine gestrichelte Linie 
gekennzeichnet. 
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Gesetzliche Grundlage für die beiden Bauleitplanverfahren ist § 2 Abs. 1 des BauGB.  
 
Zu 2.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 ebenfalls beschlossen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 

 
Die vorgezogene Bürgerbeteiligung für  das Verfahren der 58. Flächennutzungsplanänderung  
und der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 75 im Parallelverfahren erfolgt auf der 
Grundlage der in der Sitzung vorgestellten vorläufigen Planfassungen nebst Begründung sowie 
Umweltbericht und findet in der Zeit vom 
 

29.04.2019 bis einschließlich 29.05.2019 
 
während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, 
dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im 
Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, statt.  

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur 
Niederschrift oder im Internet über www.gangelt.de > Bebauungspläne/Bauleitplanung > 
Bauleitpläne > Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
 
Erklärung 
Der Aufstellungsbeschluss sowie die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zur 58. 
Flächennutzungsplanänderung und zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 75 „Erweiterung 
Biogasanlage Schümm“ im Parallelverfahren werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise  
1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
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Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zur 58. Flächennutzungsplanänderung und zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 75 „Erweiterung Biogasanlage Schümm“ stimmt mit dem Ratsbeschluss 
vom 26.03.2019 überein. 
     
Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 
Gangelt, 02.04.2019 

 
Tholen 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

18.04.2019 

Datum Abnahme 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

 
Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 „Niederbuscher Weg“ in Stahe 
    
Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 72 „Niederbuscher Weg“ als Satzung beschlossen.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 „Niederbuscher 
Weg“  ergibt sich aus der nachfolgenden Karte. 

 
Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 233 Abs. 1 i.V. m. § 10 Abs. 3 BauGB in der zurzeit 
gültigen Fassung. 
 
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung liegt ab sofort 
im Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstraße 10, Zimmer-Nr.: 201/202, 
während der allgemeinen Dienststunden, und zwar  
 

montags bis freitags von  8 15 - 12 30 Uhr 
dienstags von 14 00     - 16 00 Uhr 
donnerstags von 14 00  - 17 30 Uhr 
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zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Außerdem können die aufgeführten Unterlagen auf der 
Internetseite der Gemeinde Gangelt unter www.gangelt.de > 
Bebauungspläne/Bauleitplanung > Bauleitpläne > Rechtskräftige Bebauungspläne 
eingesehen werden.  
 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 in Kraft.  
 
Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Hinsichtlich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 wird auf die Vorschriften des § 44 
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche hingewiesen. 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden 
Fassung  
 

Erklärung 
Der Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 „Niederbuscher Weg“ 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 

Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666)  in der zurzeit 
geltenden Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 
NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der  
e) Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 72 „Niederbuscher Weg“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
26.03.2019 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO 
verfahren. 

 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 02.04.2019  
Tholen 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

18.04.2019 

Datum Abnahme 
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                                            Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 
  
59. Änderung des Flächennutzungsplanes und gleichzeitige Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 77 „Wohngebiet Gangelt-Nord/VI“ in Gangelt im Parallelverfahren; 
hier: 1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
2. Vorgezogene Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
 
Zu 1.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 beschlossen, den 
Flächennutzungsplan in seiner 59. Änderung zu ändern. Gleichzeitig wurde die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 77 „Wohngebiet Gangelt-Nord/VI“ im Parallelverfahren beschlossen.   
 
Ziel der Planung ist zunächst die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung eines Baugebietes durch Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung 
eines Bebauungsplanes. Weitere wesentliche Planungsziele bestehen in der Wahrung gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und der Ausbildung eines städtebaulich geordneten 
Landschaftsrands sowie eines harmonischen Übergangs zu den bestehenden 
Siedlungsstrukturen. 
 
Das Plangebiet  umfasst die Grundstücke Gemarkung Gangelt, Flur 4, Flurstücke 24 bis 27, 
122 (teilweise),233 und 301 und befindet sich am nördlichen Rand der Ortslage Gangelt und 
umfasst eine Fläche von ca. 3,6 ha.  
 
Das Plangebiet ist im nachstehenden Kartenauszug (DGK5) durch eine gestrichelte Linie 
gekennzeichnet. 

 
Gesetzliche Grundlage für die beiden Bauleitplanverfahren ist § 2 Abs. 1 des BauGB.  
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Zu 2.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 ebenfalls beschlossen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
Die vorgezogene Bürgerbeteiligung für  das Verfahren der 59. Flächennutzungsplanänderung  
und der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 77 im Parallelverfahren erfolgt auf der 
Grundlage der in der Sitzung vorgestellten vorläufigen Planfassungen nebst Begründung sowie 
Umweltbericht und findet in der Zeit vom 
 

29.04.2019 bis einschließlich 29.05.2019 
 
während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, 
dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im 
Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, statt.  

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu den Bauleitplänen schriftlich, zur 
Niederschrift oder im Internet über www.gangelt.de > Bebauungspläne/Bauleitplanung > 
Bauleitplanung > Aktuelle Beteiligungen abgegeben werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Erklärung 
Der Aufstellungsbeschluss sowie die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zur 59. 
Flächennutzungsplanänderung und zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Wohngebiet 
Gangelt-Nord/VI“ im Parallelverfahren werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
Hinweise  
1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
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Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zur 59. Flächennutzungsplanänderung und zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 77 „Wohngebiet Gangelt-Nord/VI“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
26.03.2019 überein. 
Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
Gangelt, 02.04.2019 
Tholen 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

18.04.2019 

Datum Abnahme 
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                                Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 
  
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 76 „Am Vintelner Weg“ in Gangelt 
hier: 1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB)    

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
 2. Vorgezogene Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 1        

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

  
Zu 1.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 76 „Am Vintelner Weg“ in Gangelt aufzustellen. 
Das Plangebiet umfasst die Flächen der Gemarkung Gangelt, Flur 7, Flurstücke 116, 466, 525  
und teilweise 465.   
 
Das Plangebiet ist im nachstehenden Kartenauszug durch eine gestrichelte Linie 
gekennzeichnet: 
 

 
Gesetzliche Grundlage für das Bauleitplanverfahren ist § 2 Abs. 1 des BauGB.
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Ziel der Planung ist zunächst die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung eines Baugebietes durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes. Weitere 
wesentliche Planungsziele bestehen in der Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und der Ausbildung eines städtebaulich geordneten Ortseingangs und Landschaftsrands sowie 
eines harmonischen Übergangs zu den bestehenden Siedlungsstrukturen. 
 
Das Plangebiet befindet sich am nordöstlichen Rand der Ortslage Gangelt und  
umfasst eine Fläche von ca. 2,0 ha. Derzeit wird das Plangebiet überwiegend ackerbaulich 
genutzt. Das Verfahren soll auf der Grundlage des § 13 b BauGB durchgeführt werden. Die 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
soll hierbei jedoch im Sinne des Normalverfahrens erfolgen.  
 
Zu 2.: Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 26.03.2019 ebenfalls beschlossen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 

 
Die vorgezogene Bürgerbeteiligung für  das Verfahren des Bebauungsplanes Nr. 76 erfolgt 
auf der Grundlage der in der Sitzung vorgestellten vorläufigen Planfassung nebst Begründung 
und findet  

 
in der Zeit vom 29.04.2019 bis einschließlich 29.05.2019 
 
während der allgemeinen Dienststunden 
 
montags bis freitags   von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
dienstags   von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
donnerstags   von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 
 
im Rathaus der Gemeinde Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, statt. 
Gemäß § 3 Absatz 1 BauGB können schriftliche Anregungen während der o. g. Frist 
vorgebracht werden. Diese können schriftlich, zur Niederschrift oder im Internet über 
www.gangelt.de > Bebauungspläne/Bauleitplanung > Bauleitpläne > Aktuelle 
Beteiligung abgegeben werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden 
Fassung  
 
Erklärung 
Der Aufstellungsbeschluss sowie die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum 
Bebauungsplan Nr. 76 „Am Vintelner Weg“  werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
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Hinweise  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  

 
 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 
(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Nr. 76 „Am Vintelner Weg“ stimmen mit dem 
Ratsbeschluss vom 26.03.2019 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 
BekanntmVO verfahren. 

 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 
Gangelt, 02.04.2019 

 
Tholen 
Bürgermeister 
 
 
 
Standort 
 

 

Datum Aushang 
 

18.04.2019 

Datum Abnahme 
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